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Verhandlungen über Handelsver-

träge die hohen deutschen und 

europäischen Standards einzufor-

dern, wie die EU dies z.B. bei 

CETA umsetzt.  

Herzliche Grüße  

 

 

Rahmenbedingungen und faire 

Erzeugerpreise unsere heimische 

Landwirtschaft zu erhalten.  

Offene Agrarmärkte bieten den 

Vermarktern zudem auch die 

Chance für zusätzlichen Absatz, 

die es, neben dem regionalen 

Markt, gleichermaßen zu nutzen 

gilt. Für einen fairen Wettbewerb ist 

es dabei notwendig, bei den  

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

am vergangenen Wochenende 

haben wir überall im Wahlkreis das 

Erntedankfest gefeiert. Dabei wur-

de viel über unsere Landwirte und 

deren Existenz bei anhaltendem 

Preisdruck gesprochen.  

Politik, Verarbeiter und Lebensmit-

teleinzelhandel stehen aus meiner 

Sicht in der Verantwortung durch 

entsprechende  

CETA - Freihandelsabkommen zwischen der EU und Kanada  

S eit mehreren Jahren bereits 

wird zu CETA intensiv verhan-

delt und insgesamt sind schon 

über 100 Abkommen dieser Art 

erfolgreich abgeschlossen worden. 

Aktuell hat die CDU nun mit einem 

Koalitionsantrag nach einer span-

nenden Debatte zusätzliche Erklä-

rungen zum Freihandelsabkom-

men gefordert. Es sollen die be-

reits getroffenen Vereinbarungen 

„im Zuge des weiteren Prozesses 

in rechtsverbindlichen Erklärungen 

festgehalten werden“. Dies kann 

ich nur befürworten, jedoch sehe 

ich weitere Bereiche, in denen Klä-

rungsbedarf besteht: So sind die 

Schiedsgerichtsvereinbarungen 

grundsätzlich gut, aber es müssen 

möglichst alle wichtigen Rechtsbe-

griffe geklärt werden! Entscheidend 

bei CETA sind auch viele Aspekte 

der Daseinsfürsorge. Dazu zähle 

ich u.a. den Bildungsbereich, die 

Wasserversorgung sowie Gesund-

heit und soziale Dienstleistungen. 

Es ist mir hierbei wichtig, dass in 

den weiteren Verhandlungen si-

chergestellt wird, dass kein Druck 

in Sachen Liberalisierung von öf-

fentlichen Dienstleistungen ent-

steht. Aus meiner Sicht müssen 

z.B. auch hohe Umwelt- und Ver-

braucherstandards gewährleistet 

bleiben. 

Besonderen Wert hat meine Frakti-

on auf den Punkt der „vorläufigen 

Anwendung“ gelegt. Hier geht es 

um die in der EU-Zuständigkeit 

liegenden Teile. Im Koalitionsan-

trag heißt es, diese dürften erst 

nach Zustimmung des EU-

Parlaments vorläufig angewendet 

werden! Ich möchte betonen, dass 

sich während des Verhandlungs-

prozesses — in unzähligen Plenar-

debatten, Ausschusssitzungen und 

öffentlichen Expertenanhörungen 

— intensiv mit dem Abkommen 

befasst wurde – und dies auch wei-

terhin im Bundestag getan wird.  

Ich wünsche mir gerade deshalb 

eine weniger von Emotionen als 

von Fakten getragene Diskussion 

um CETA. So darf z.B. nicht der 

Eindruck entstehen, dass Wirt-

schaftsminister Gabriel der Ver-

handlungsführer sei. Denn die ge-

meinsame Handels- und Investiti-

onsschutzpolitik ist gemäß Vertrag 

ganz eindeutig Angelegenheit der 

Europäischen Union! 

Am wichtigsten ist mir aber, dass 

wir ein gemeinsames Ziel errei-

chen: ein gut verhandeltes Abkom-

men Ende Oktober auf dem EU-

Kanada-Gipfel zu verabschieden. 

Für mich ist CETA ein fortschrittli-

ches Freihandelsabkommen, das 

durch offene Märkte und verbindli-

che gemeinsame Regeln die Be-

ziehungen zum Partner Kanada 

auf eine noch bessere Grundlage 

stellen soll. Jetzt ist es wichtig, 

dass die weiteren Verfahrensschrit-

te zügig abgeschlossen werden, 
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teilhaben. Was für viele selbst-

verständlich ist, stellt für Menschen 

mit Behinderungen oftmals eine Her-

ausforderung dar. Der Gesetzent-

wurf der Bundesregierung vom Juni 

dieses Jahres wurde letzte Woche in 

erster Lesung im Bundestag bera-

ten. Das Ziel: Menschen mit Behin-

derungen aus dem bisherigen 

„Fürsorgesystem“ herauszuführen 

und die Eingliederungshilfe zu ei-

nem modernen Teilhaberecht weiter-

zuentwickeln. Der Mensch soll im 

Zentrum stehen und Leistungen sol-

len sich am persönlichen Bedarf ori-

entieren. Der Gesetzentwurf  sieht 

vor, dass in den vier Jahren von 

2017 bis 2020 1,6 Mrd. Euro an 

Haushaltsmitteln des Bundes bereit-

gestellt werden. Ein wesentliches 

Ziel, das mit der Neuausrichtung 

des Bundesteilhabegesetzes er-

reicht werden soll, ist die Neudefini-

tion des Behinderungsbegriffs, um 

das geltende Recht auf den Stand 

der internationalen Begriffsbestim-

mung der UN zu bringen. Ferner 

wird erstmals klargestellt, dass die 

Teilhabe an Bildung eine eigene 

Reha-Leistung ist. So werden As-

sistenzleistungen für höhere Studi-

enabschlüsse wie ein Masterstudi-

um oder ggf. eine Promotion er-

möglicht. Zwei Bereiche des Ge-

setzentwurfs liegen mir persönlich - 

und der CDU/CSU Fraktion im 

Bundestag - besonders am Herzen: 

das klare Bekenntnis zum Recht 

auf Familie und die Wertschätzung 

von Arbeit. Im Bereich der Familien-

planung wird in einem ersten Schritt 

die Vermögensfreigrenze von der-

zeit 2.600 Euro auf 25.000 Euro er-

höht; ab 2020 soll der Freibetrag 

dann bei 50.000 Euro liegen - dem 

mittleren Nettovermögen in Deutsch-

land. Im gleichen Zug sollen ab 

2020 die Einkommen und Vermögen 

der Ehepartner nicht mehr ange-

rechnet werden. Zu Recht, denn die 

Bestimmungen der Eingliederungs-

hilfe dürfen für Familiengründungen 

keine finanziellen Nachteile mit sich 

bringen! Auch im Bereich der Arbeit 

besteht Verbesserungsbedarf. Beim 

Wechsel auf den ersten Arbeits-

markt sollen Menschen mit Behinde-

Daten und Fakten 

Das geplante Freihandelsabkom-

men CETA (Comprehensive Econo-

mic and Trade Agreement) dient der 

Intensivierung der wirtschaftlichen 

Beziehungen zwischen der Europäi-

schen Union und Kanada.  

Kanada zählt zu den ältesten und 

engsten Partnern der EU. Und 

CETA ermöglicht die Chance, Stan-

dards für künftige faire Freihandels-

abkommen zu setzen.  

Für Deutschland ist der Handel mit 

Kanada bei einem Ausfuhrvolumen 

von 9,9 Milliarden Euro und 4 Milliar-

den Euro Einfuhrvolumen ein wichti-

ger Faktor der Wirtschaftspolitik. Ziel 

ist es, mit CETA den Zoll für Indust-

riegüter praktisch auf null zu sen-

ken.  

Der Warenhandel zwischen der EU 

und Kanada erreicht ein Volumen 

von ca. 60 Mrd. Euro jährlich. Die 

EU führt nach Kanada v.a. Maschi-

nen, Fahrzeuge und Chemikalien 

aus. Der Umsatz mit gewerblichen 

Dienstleistungen (Verkehr, Reisen, 

Versicherung und Kommunikation) 

beträgt ca. 26 Mrd. Euro. Mein Fazit: 

CETA sichert den Verbraucher-

schutz und die staatliche Regulie-

rungshoheit. Gleichzeitig werden 

kanadische Märkte zugunsten der 

deutschen Wirtschaft und unserer 

Arbeitsplätze weiter geöffnet.  

N ach langem Ringen haben sich 

Bundesrat und Bundestag im 

Vermittlungsausschuss auf die Re-

form der Erbschaftssteuer verstän-

digt. Dies war notwendig, um EU- 

Regelungen zu erfüllen und die vom 

Bundesverfassungsgericht gegebe-

ne Frist zur Umsetzung einzuhalten. 

Die vielen Mittelständler und Fami-

lienunternehmen, die seit Generatio-

nen verantwortungsbewusst wirt-

schaften und allein 2015 3,6 Mrd. 

Euro Gewerbesteuer in Niedersach-

sen entrichtet haben, brauchen ver-

lässliche und klare Regelungen, um 

nachhaltig für die Zukunft planen zu 

können. Dies haben wir erreicht. 

Insbesondere bei der Bewertung 

des Firmenvermögens wurden Lö-

sungen gefunden, die die Wirklich-

keit widerspiegeln. So bleiben Fir-

men mit einem Verwaltungsvermö-

gensanteil von unter 20% von der 

Erbschaftssteuer verschont, so-

dass ihnen nicht von staatlicher 

Seite die Möglichkeit zu wichtigen 

Investitionen beschnitten wird. In 

diesem Sinne werden auch Mittel, 

die laut Testament innerhalb von  

zwei Jahren für unternehmerische 

Investitionen verwendet werden 

sollen, steuerrechtlich begünstigt. 

Auch die Wertermittlung des auf 

den Erben zu übertragenden Unter-

nehmensanteils wird flexibel gestal-

tet. Der vormals bei 18% liegende 

Kapitalisierungsfaktor wird auf 

13,75% gesenkt und zukünftig flexi-

bel an die Entwicklung der Zins-

strukturdaten angepasst. Wer als 

Unternehmer seine Verantwortung 

für Arbeitsplätze wahrnimmt, soll 

nicht benachteiligt werden—dafür 

steht der erreichte Kompromiss, 

der für unseren Mittelstand und 

unsere Familienunternehmen die 

Handschrift der CDU trägt. 

Bundesteilhabegesetz—Teilhabe statt bloße Fürsorge 

auch im Europäischen Parlament. 

Und CETA darf nicht allein stehen 

bleiben! Denn ohne ein vergleichba-

res Abkommen mit den USA bleibt 

eine umfassende transatlantische 

Freihandelszone Makulatur. Wir 

müssen deshalb jetzt den CETA-

Rückenwind für TTIP nutzen. Aus 

meiner Sicht gibt es momentan 

keinen Grund, TTIP abzuschreiben. 

Es wird hart verhandelt, aber 

schließlich wollen auch zwei Seiten 

ein umfangreiches Vertragswerk 

abschließen. 

Einigung zur Erbschaftssteuerreform 
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THW trifft MdB 

rungen unterstützt werden. Dazu ist 

ein bundesweites „Budget für Arbeit“ 

vorgesehen, das Arbeitgebern bei 

Einstellung eines schwerbehinder-

ten Arbeitnehmers einen Lohnkos-

tenzuschuss von bis zu 75% des 

ortsüblichen Lohnes gewährt. Denn: 

wer arbeiten will, soll dies auch im 

Rahmen seiner Möglichkeiten tun 

und die Wertschätzung der Arbeit 

auch in Form von gerechter Vergü-

tung erfahren. Aus diesem Grund 

bin ich auch der Überzeugung, dass 

Werkstätten weiterhin einen wichti-

gen Beitrag leisten, eben jene Wert-

schätzung allen Menschen zukom-

men zu lassen. Teilhabe statt bloße 

Fürsorge muss der Ansatz sein. Zu 

diesem Thema hat es mich sehr 

gefreut, dass Holger Knoop, Vorsit-

zender des CVJM  Sozialverbands 

Wesermarsch, auf meine Einla-

dung am Kongress „Politik für und 

mit Menschen mit Behinderungen“ 

teilnahm, der diese Woche in Ber-

lin stattfand. So hatte ich Gelegen-

heit, mich „aus erster Hand“ bei 

einem Sachverständigen aus dem 

H ilfe leisten, wo immer sie ge-

braucht wird – dafür stehen 

bundesweit mehr als 80.000 Freiwil-

lige des THW. Bei der Veranstaltung 

„MdB trifft THW – Vielfalt im Einsatz“ 

in Berlin traf ich Uwe Blank und sei-

ne Frau Maria Blank-Blokker aus 

Nordenham. Zusammen leistet das 

Ehepaar seit mehr als zwei Jahr-

zehnten ehrenamtliche Arbeit im 

Ortsverband. 

Für dieses Engagement habe ich 

den beiden stellvertretend für alle 

THW-Mitglieder herzlich „Danke“ 

gesagt. Ohne ihre Leistung und die 

Leistung der vielen anderen Helfer 

wären zahlreiche Projekte nicht 

möglich, das sehe ich auch immer 

wieder im Wahlkreis. Nicht nur im 

Katastrophenfall springt das Techni-

sche Hilfswerk ein. Auch und gerade 

in der Flüchtlingshilfe waren die 

Ehrenamtlichen in den vergange-

nen Monaten sehr aktiv. 

Ich freue mich, dass wir im Bund 

die Bedeutung dieser Arbeit mit 

der Aufstockung der Finanzmittel 

für 2016 unterstreichen konnten. 

Helfer bei ihrem Einsatz für die 

Gesellschaft zu unterstützen ist 

und bleibt eine wichtige Aufgabe. 

Unterwegs: 

 

 14.10.2016 — 100 Jahre Els-

flether Werft 

 15.10.2016 — Gespräch LSV 

Delmenhorst, Flugplatz Gan-

derkesee 

 16.10.2016 — 40 Jahre Frau-

enunion Nordenham. 
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Mit dem Vorsitzenden 

des CVJM Sozialver-

bands Wesermarsch, 

Holger Knoop (Bild), 

traf ich in Berlin zu-

sammen. Er nahm auf 

meine Einladung hin 

am Kongress „Politik 

für und mit Menschen 

mit Behinderungen“ 

teil. 

Bild: Büro Grotelüschen 

Wahlkreis zu informieren. Ich werde 

die Kritikpunkte weiterleiten, damit 

die Sicht der unmittelbar Betroffenen 

gehört wird und das neue Gesetz 

wie geplant ab dem 01.01.2017 die 

Teilhabe von Menschen mit Behin-

derungen verbessern kann. 

THW-Präsident Albrecht Broemme 

(Bild, links) und das Ehepaar Blank 

aus Nordenham traf ich in Berlin. 


